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Vorschläge für einen postbürokratischen Staat



Wie sollte der Staat für die Zukunft aufgestellt sein? In die-
sem Artikel beschreibe ich, wie Regierungen mit finanzpoli-
tischem Druck, angespannten geopolitischen Verhältnissen 
und komplexen Herausforderungen umgehen können. Re-
gierungen, insbesondere die europäischen, sind allgemein 
resistent gegenüber Veränderungen und Innovationen. 
Dies ist ein entscheidender Grund, warum ihnen oft wenig 
zugetraut wird, sie als inkompetent gelten und träge im 
Umgang mit neuen Technologien und Aufgaben. Im Fol-
genden möchte ich einige Elemente eines Reformfahrplans 
ansprechen und für eine Ethik der „Stärke ohne Belastung” 
eintreten, wobei ich mich auf die Erfahrungen derjenigen 
Regierungen stütze, die weltweit als die innovativsten und 
kompetentesten gelten.

Es ist mittlerweile ein gängiges Klischee zu behaupten, die 
Welt leide unter einer „Polykrise” (gemeint ist eine Sequenz 
sich überschneidender Krisen: in der Finanzwelt, ökologi-
sche und politische Krisen, sowie im Gesundheitswesen), 
die Regierungen auf eine enorme Belastungsprobe stellt. 
Die Zwangslage ist möglicherweise nicht vergleichbar mit 
einem Weltkrieg oder einer Weltwirtschaftskrise. Es besteht 
jedoch kein Zweifel daran, dass Regierungen einen wach-
senden Druck spüren und angesichts des rasanten techno-
logischen Wandels wiederholt ins Hintertreffen geraten, 
nicht zuletzt weil die Wirtschaft eine weitaus größere Rolle 
bei der Förderung von Innovationen einnimmt, als in der 
Vergangenheit (zur Veranschaulichung: 1960 verantwortete 
eine einzige Regierungsbehörde, das US-Verteidigungsmi-
nisterium, ein Drittel der gesamten weltweiten Forschungs- 
und Entwicklungsausgaben; heute liegt dieser Anteil bei 
etwa 3 Prozent). Im Zeitalter der sozialen Medien kann 
zudem die Verbindung zu den eigenen Bürger:innen leicht 
verlorengehen, und viele Regierungen erkennen inzwischen, 
dass sie an institutionellen Modellen festhalten, die den He-
rausforderungen der Zeit nicht mehr gewachsen sind.

Jedoch hat der Bedarf an Regierungshandeln mitnichten 
abgenommen: So sollen Regierungen die Menschen vor 
Gefahren schützen, denen sie ansonsten ausgeliefert wä-
ren. Sie müssen für öffentliche Ordnung sorgen, Probleme, 
die die Allgemeinheit betreffen, lösen, und ihren Bürger:in-
nen dabei helfen, in diesem Umfeld zu überleben und zu 
gedeihen. An diesem Punkt schlage ich eine Reihe von 
Ansätzen vor, die Regierungen in der zweiten Hälfte der 
2020er Jahren brauchen, und strukturiere sie anhand von 
zwölf Leitthemen.

1.	 Informationen und ihre Orchestrierung sind heute von 
entscheidender Bedeutung für die Aufstellung und Ar-
beitsweise der staatlichen Behörden. Regierungen wa-
ren schon immer auf Informationen angewiesen. In der 
Vergangenheit betrachtete man diese Aufgabe jedoch 
in erster Linie aus der Sicherheitsperspektive: Es ging 
um den Zugang zu Erkenntnissen über externe und in-
terne Bedrohungsszenarien. Heute ist es die Aufgabe 
der Regierungsstellen, Informationen und Wissen für 
sämtliche Aktivitäten zusammenzuführen und zu ver-
binden, vom Bildungs- und Sozialwesen bis zur Umwelt, 
und sie müssen den Begriff ‚Information‘ breiter definie-
ren, um Daten, Beweise, Modelle, vorhandenes Wissen, 
Voraussicht, sowie Kreativität und Innovation einzube-
ziehen – mithin alles Mittel, die ihnen helfen können, 
bessere Entscheidungen zu treffen, insbesondere unter 
angespannten Bedingungen und im Kontext der Unsi-
cherheit. Heute fußt das Geschäftsmodell der weltweit 
wertvollsten Unternehmen auf Informationen. Für die 
Mehrheit der Regierungen spielen Erkenntnisse und In-
formationen jedoch nach wie vor eine eher untergeord-
nete Rolle, da sie nach Ressorts (Gesundheit, Wirt-
schaft, Bildung usw.) aufgeteilt sind und darüber hinaus 
eine weitgehende Trennung der Spezialdienstleistungen 
(Datenerhebung und -verarbeitung, Beweissammlung, 
Projektionen, Erstellung von Statistiken und wissen-
schaftliche Beratung) besteht. Stattdessen sollte das 
Informationsmanagement eine Kernfunktion sein, die 
sowohl in den Regierungszentren als auch dezentral in 
Ministerien und Behörden koordiniert wird: Austausch 
von Daten, Erkenntnissen und mehr; Nutzung des kol-
lektiven Wissens der Öffentlichkeit, sowie die Aktivie-
rung von KI-Anwendungen, die das Scannen, Syntheti-
sieren und Entwerfen heute erheblich erleichtern.

2.	 Erkenntnisse und Informationen helfen anschließend 
dabei, klare und umfassende strategische Rahmen­
bedingungen zu gestalten und zu nutzen. Diese be-
schreiben, was die Regierung zu erreichen versucht, wo 
immer möglich versehen mit dezidierten Zielen und de-
finierten Meilensteinen. Dies bietet eine Grundlage für 
das Leistungsmanagement, für die Zuweisung von 
Haushaltsmitteln und etabliert eine Rechenschafts-
pflicht gegenüber der Öffentlichkeit. Dieser Rahmen 
kann sowohl eng definierte, vorrangige Aufgaben ent-
halten als auch einige weitergefasste. Ohne einen klaren 
strategischen Rahmen laufen Regierungen Gefahr, sich 
ausschließlich von Ereignissen leiten zu lassen. Mit ei-
nem solchen Rahmen können sie auf Daten zugreifen, 
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die ihnen ein genaues Bild liefern über die Vorgänge in 
Schulen, Krankenhäusern und der Wirtschaft; sie können 
diese optimal nutzen und erhalten so eine kontinuier-
liche Rückmeldung über die Bereiche, in denen das Re-
gierungshandeln gut funktioniert und jene, wo wieder-
um Veränderungen erforderlich sind.

3.	 Das Vertrauen wiederherstellen. Das Vertrauen der 
Menschen in ihre Regierungen korreliert in etwa mit ih-
rer Überzeugung, auf Regierungsentscheidungen Ein-
fluss nehmen zu können. Es gibt mittlerweile eine Viel-
zahl an Instrumenten, die zugleich die Demokratie för-
dern und die Bürger:innen in der Haltung bestärken, 
dass sie das Geschehen tatsächlich beeinflussen kön-
nen. Ein entscheidender Punkt ist dabei, die Verwen-
dung der geeigneten Methode für die jeweilige Aufga-
be – zu wissen, wann und wie man Konsultationen 
durchführt, wann unterschiedliche Konstellationen von 
Bürgerversammlungen und -räten zielführend sind (und 
wie man sie am besten mit den Bedingungen der reprä-
sentativen Demokratie und bürokratischen Strukturen 
verbindet), wann formelle Entscheidungsbefugnisse 
übertragen werden können (wie bei der partizipativen 
Haushaltsplanung) und wann die gemeinsame Diagno-
se eines Problems und ein nationaler Austausch erfor-
derlich sind, lange bevor man sich den eigentlichen Lö-
sungsansätzen zuwendet. Den Bürger:innen Wahlmög-
lichkeiten geben, transparent darüber berichten, wohin 
ihre Gelder fließen, und ihnen eine Auswahl an Mitteln 
zur Mitwirkung an die Hand geben, von Entscheidun-
gen in der Nachbarschaft über die Nutzung öffentlicher 
Räume bis hin zu großen, das ganze Land betreffende 
Themen: All diese Aspekte sind für das Funktionieren 
eines modernen Staates unabdinglich.

4.	 Neue Strukturen für die Koordinierung und das Han­
deln. Regierungsstrukturen sind noch allzu häufig durch 
vertikale Silos bestimmt, die im 19. Jahrhundert noch 
unverzichtbar waren, heute aber viel weniger nützlich 
sind, da so viele wichtige Aufgaben wie das Erreichen 
der Netto-Null Emissionen, der Kampf gegen Pande-
mien oder die Wohlstandsentwicklung Querschnittsthe-
men sind. Regierungen müssen in der Lage sein, sich 
horizontal mithilfe „umfassender Regierungsmethoden” 
zu organisieren, die eine übergreifende Finanzplanung, 
entsprechende Rollendefinitionen, Teambildung, strate-
gische Cluster und Partnerschaften, Plattformen und 
digitale Infrastrukturen beinhalten. Sie müssen auch an 
unterschiedliche Aufgaben angepasst sein (die Förde-
rung des wirtschaftlichen Wohlstands unterscheidet 
sich beispielsweise deutlich von den Maßnahmen, die 
das Gesundheitswesen erfordert). Das traditionelle, auf 
Fachausschüssen basierende Modell, ist keine ange-
messene Antwort mehr auf die Herausforderungen der 
heutigen Zeit. In der Zukunft wird die Struktur einer Re-
gierung eher der einer Matrix ähneln, mit einer Mi-
schung aus vertikalen und horizontalen Rollen, Struktu-
ren und Prozessen.

5.	 Reform der öffentlichen Finanzen. Finanzfragen sind 
maßgeblich für das Regierungshandeln. Die Arbeitswei-
se der öffentlichen Finanzen steht jedoch oft im Wider-
spruch zu den Zielen der Regierung: Sie ist für die För-
derung der Menschen ungeeignet, obwohl der Großteil 
der öffentlichen Ausgaben für Dienstleistungen für die 
Bürger:innen und nicht für den Ankauf von Sachgegen-
ständen bestimmt ist. Sie ist zu kurzfristig aufgestellt in 
einer Zeit, in der Menschen bis zu 100 Jahre alt werden; 
und es fehlen Daten und Informationen, um die Auswir-
kungen zu erfassen. Die Methoden der nächsten Gene-
ration erfordern eine viel systematischere Verbindung 
zwischen Ausgaben und der erzielten Wirkung, wobei 
Investitionsmodelle und Daten zum Einsatz kommen 
werden, die es erlauben, Ergebnisse zu messen und 
Lerneffekte zu erzielen.

6.	 Experimente und Innovation. In unsicheren Zeiten 
müssen Regierungen Experimente wagen. Viele Staats- 
und Regierungschefs haben dies in der Vergangenheit 
zu einem zentralen Bestandteil ihrer Regierungsphilo-
sophie gemacht, wie beispielsweise Roosevelt in den 
1930er Jahren in den USA. Es bedeutet, dass politische 
Maßnahmen wo immer möglich im experimentellen 
Rahmen zuerst getestet werden, bevor sie in großem 
Maßstab umgesetzt werden; dass Dienstleistungs- und 
Sozialinnovationen in Bereichen wie Sozialfürsorge und 
Pflege gefördert werden, um herauszufinden, welche 
Ansätze funktionieren, und dass die Ergebnisse dann in 
leicht zugänglichen Formaten veröffentlicht werden. 
Wir brauchen mehr ‚Trial-and-Error‘, nicht ‚Error-and-Tri-
al‘ (d. h. unnötige Fehler, gefolgt von Untersuchungen 
und Schuldzuweisungen). Es gibt bereits einen Fundus 
an Wissen darüber, wie man diesen Ansatz erfolgreich 
umsetzen kann: wie man etwa Innovationsteams, Bud-
gets, das Beschaffungswesen und die Beauftragung or-
ganisiert, aber dieses Wissen gerät immer wieder in Ver-
gessenheit.

7.	 Einfachheit und Effizienz: Für jede Bürokratie besteht 
eine zentrale Herausforderung darin, Komplexität regel-
mäßig und konsequent zu reduzieren. Steuern, Verfah-
ren, Protokolle, Verträge, Belastungen für Bürger:innen 
und Unternehmen tendieren dazu über die Zeit immer 
vielschichtiger zu werden. Für jede zusätzliche Komple-
xität gibt es meist gute Argumente, aber ihre tatsäch-
liche Auswirkung kann mitunter katastrophal sein. Eine 
Lehre aus dem Aufbau des Internets, das auf recht ein-
fachen und weitgehend standardisierten Protokollen ba-
siert, ist, dass radikale Einfachheit es ermöglicht, zusätz-
liche Komplexität wiederum auf einer höheren Ebene zu 
organisieren. Programme zur Komplexitätsreduzierung 
sind in der Regel effektiver als Programme zur Kosten-
senkung, obwohl auch diese notwendig sind. Die politi-
sche Rechte hat sich weitgehend des Effizienz-Themas 
bemächtigt, aber progressive Kräfte wären gut beraten, 
sich dafür einzusetzen, dass öffentliche Dienste und Ver-
waltungen so effizient wie möglich gestaltet werden und 
Doppelarbeit, Verschwendung und unnötige Bürokratie 
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weitestgehend verschwinden. In den USA war DOGE 
eine Katastrophe. Aber kein Land kann es sich leisten, 
auf Verfahren zur kontinuierlichen Reduzierung von ver-
schwenderischen Ausgaben zu verzichten.

8.	 Der ‚relationale Staat‘: Ein Großteil dessen, was eine 
Regierung tut, geschieht für die Menschen. Vieles je-
doch muss in einer gemeinsamen Anstrengung mit den 
Bürger:innen umgesetzt werden. Dies trifft in besonde-
rem Maße auf die Bereiche Bildung, Gesundheit und 
Sozialpolitik zu, wobei die Verantwortung sowohl für 
die Maßnahmen als auch für die Ergebnisse gemeinsam 
getragen wird. Dies erfordert einen „relationalen Staats-
ansatz«, der auf einem Informationsaustausch zwischen 
Staat und Bürger:innen aufbaut und bei welchem auf 
die gelebte Praxis und die Erfahrungen der Bürger:innen 
zurückgegriffen wird. Das Ergebnis schlägt sich in Ver-
änderungen in Bezug auf die Rollenverteilung, die Maß-
stäbe, die angesetzt werden und die Zuweisung der Ver-
antwortlichkeiten nieder. Oft entsteht dabei auch eine 
größere Rolle für persönliche Coach:innen, Mentor:in-
nen und Berater:innen. Dieses Bewusstsein einer Bezie-
hungsebene muss die neu entstehende Kombination 
von Ansprüchen und Pflichten, Beiträgen und Rechten 
leiten, da dieses Gleichgewicht für die Legitimität des 
Sozialstaats von entscheidender Bedeutung ist.

9.	 Eine neue Art von öffentlichen Institutionen und ver­
netztes Denken: Die heutigen öffentlichen Institutionen 
ähneln im Wesentlichen den Institutionen vor 50 oder 
100 Jahren. Sie neu zu gestalten heißt, aus der Ge-
schichte als auch aus den besten verfügbaren Ansätzen 
der Gegenwart zu lernen. Der Mangel an Kreativität bei 
der Organisationsgestaltung im öffentlichen Sektor im 
Vergleich zum privaten Sektor (der in den letzten zwei 
Jahrzehnten radikale Innovationen erlebt hat, mit füh-
renden Unternehmen, die auf Algorithmen, Suchmaschi-
nen und Plattformen basieren) ist zu einem großen Hin-
dernis in vielen Bereichen geworden: von der Energie-
wende bis zur psychischen Gesundheit und der KI. Neue 
Institutionen werden zunehmend den Erkenntnisgewinn 
in den Mittelpunkt stellen, sowie eine verstärkte Ausein-
andersetzung mit der Öffentlichkeit. Sie werden von Un-
ternehmen lernen, die zu erheblich flacheren Strukturen 
übergegangen sind, automatisierte Entscheidungspro-
zesse eingeführt haben und die KI einsetzen, um paral-
lele Verfahren anstelle der langsamen, seriellen Vorge-
hensweise traditioneller Regierungsbehörden zu ermög-
lichen. Ein wichtiges Gestaltungsprinzip wird der 
‚Mesh‘-Ansatz sein, der die vielen Ebenen von Regie-
rung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft zu formellen Part-
nerschaften verknüpft, oft mit Vereinbarungen unterlegt, 
in denen die Beiträge und Verantwortlichkeiten jedes 
Akteurs, der Austausch von Daten und Wissen sowie die 
gegenseitige Rechenschaftspflicht festgelegt sind.

10.	Digitale Infrastrukturen: Digitale Technologien bilden 
die Grundlage für einen Großteil der heutigen Regie-
rungsarbeit. Die wichtigste Erkenntnis der letzten Jahre 
ist, dass eine gewisse Standardisierung viel mehr Flexi-
bilität und Effizienz ermöglicht. Digitale Modelle wie 
Estlands X-Road und Indiens Digital Public Infrastructu-
res bieten ähnliche Konzepte für die Authentifizierung, 
den Datenaustausch und das Dienstleistungsdesign, 
nicht nur innerhalb der Regierung, sondern auch für 
den privaten Sektor. Diese Modelle erfordern meistens 
zentral angesiedelte Teams, die grundlegende modulare 
Elemente, die im gesamten öffentlichen Sektor einge-
setzt werden können, entwickeln und kontinuierlich ver-
bessern. Plattformen können dann genutzt werden, um 
die Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen sowie 
einen kostengünstigeren Zugang zu kommerziellen Gü-
tern und Leistungen für die Bürger:innen zu organisie-
ren. Ein Beispiel dafür wären Bürger:innenkonten, die, 
abgesichert durch zukünftige Steuerverpflichtungen, es 
Bürger:innen ermöglichen, Darlehen für Qualifizierungs-
maßnahmen oder Hypotheken aufzunehmen.

11.	Strategie und Synthese: Die wichtigste Fähigkeit einer 
Regierung ist die Fähigkeit zur Synthese – das Heran-
ziehen vieler verschiedener Arten von Informationen, 
um Maßnahmen zu steuern. Dazu gehören sowohl Risi-
ken (das Aufspüren potenzieller Zeitbomben und die 
Früherkennung herannahender Krisen) als auch poten-
zielle Chancen. Die Inputs reichen von Wissenschaft 
und Statistik bis hin zur öffentlichen Meinung und Er-
kenntnissen aus der Umsetzung. Der Schlüssel liegt in 
der Stärke der verfügbaren Kapazitäten – insbesondere 
auf zentraler Ebene –, um diese Beiträge zu verarbeiten, 
zu synthetisieren, und anschließend Handlungsanlei-
tungen davon abzuleiten. Viele europäische Regierun-
gen, auch die Europäische Kommission, haben jedoch 
an strategischer Fähigkeit eingebüßt. Das bedeutet, 
dass ihr Zeithorizont geschrumpft ist und sie Schwierig-
keiten haben, vorauszudenken.

12.	Fähigkeiten und Kompetenzen: Schließlich müssen 
Regierungen, wie alle Organisationen, kontinuierlich auf 
die Fähigkeiten und Kompetenzen der Entscheidungs-
träger:innen auf allen Ebenen, einschließlich Beamt:in-
nen und Politiker:innen, achten. Die Handlungsfähigkeit 
der Regierungen wird durch viele Lücken bei den nöti-
gen Kompetenzen, beim Wissen und durch mangelnde 
Einstellung ernsthaft beeinträchtigt. In vielen Regierun-
gen dominieren nach wie vor Kenntnisse über Recht 
und Wirtschaft. Es mangelt jedoch an Expertise in den 
Bereichen der Wissenschaft, Daten und Technologie, 
die für viele der wichtigsten Aufgaben erforderlich sind, 
vom Umgang mit Pandemien und dem Klimawandel 
bis hin zur Förderung von Wirtschaftswachstum.
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Gute Regierungsführung erfordert den Dreiklang von Wort 
(den großen Botschaften und eines Narrativs), Prosa (Poli-
tiken, Programme und Gesetze) und Handwerk (das prakti-
sche Instrumentarium für das staatliche Handeln). All dies 
muss unter den schwierigen Umständen der 2020er Jahre 
neu gedacht werden. Europa ist das Opfer seines eigenen 
Erfolges aus der Vergangenheit – einer außergewöhnlichen 
Phase der Stabilität und des Wachstums, die nicht nur In-
stitutionen, sondern auch Denkweisen hervorgebracht und 
verstetigt hat. Dies äußert sich unter anderem darin, dass 
es in Europa weit weniger institutionelle Innovationen gibt 
als in anderen Teilen der Welt. Das größte Risiko besteht 
nun darin, dass Veränderungen zu zaghaft und zu spät 
kommen. 

Um Reformen voranzutreiben, braucht es nicht nur Plä-
ne, Roadmaps und Pfade, sondern auch eine Ethik. Das 
Leitprinzip der öffentlichen Reformen sollte „Stärke ohne 
Belastung” lauten: Wie können wir Systeme und Abläufe 
schaffen, die leistungsfähig und effektiv, zugleich aber auch 
schlank und nicht belastend sind und auf jene schwerfällige 
Bürokratie, Gesetze und Verfahren verzichten, die das Re-
gierungshandeln des 20. Jhdt. ausmachten, aber im Laufe 
der Zeit zunehmend zu einer Bremse geworden sind?

Dieser Artikel ist Teil einer Reihe über globale Diskussionen 
zu Staat und Regierung, die in Zusammenarbeit mit der 
Friedrich-Ebert-Stiftung produziert wurde.
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